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PARLAMENTSABGEORDNETER
der Labour-Partei 
seit 1983

SCHATZKANZLER
unter Premier Tony Blair 
von 1997 bis 2007

PREMIERMINISTER UND LABOUR-CHEF
als Nachfolger Blairs seit Juni 2007. 
Browns Amtszeit wird überschattet 
von der weltweiten Finanzkrise, die den 
Premierminister zu einer harten Reform-
politik zwingt. Rücktritt im Mai 2010 nach 
einer verheerenden Wahlniederlage.
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SPIEGEL: Mister Brown, auf
dem Höhepunkt der Ban-
kenkrise haben Sie Ihrer
Frau Sarah eines Morgens
gesagt, dass sie sich bereit-
machen solle, am Nachmit-
tag aus der Downing Street
auszuziehen, weil Sie viel-
leicht zurücktreten würden.
Wie reagierte Ihre Gattin? 
Brown: Sehr gefasst und pro-
fessionell. Sie hat sofort mit
den Vorbereitungen begon-
nen, auch wenn sie darauf
verzichtet hat, gleich die
Umzugsleute zu bestellen.
Das wäre dann doch ein zu
verheerendes Signal an die
Märkte gewesen.
SPIEGEL: Wir reden über Mitt-
woch, 8. Oktober 2008. Die
US-Investmentbank Leh-
man Brothers war bereits
pleite. In Ihrem jetzt auf
Deutsch erschienenen Rück-
blick schreiben Sie: „Ich ahn-
te, dass ein völliger Zusam-
menbruch bevorstünde*.“
Wie hätte der ausgesehen? 
Brown: Die Royal Bank of
Scotland wäre innerhalb
von Stunden kollabiert. Die
Großbank HBOS wäre ihr
wenig später gefolgt, ebenso
wie wahrscheinlich einige
europäische und US-Geld-
häuser. Die meisten Men-
schen machen sich noch im-
mer keine Vorstellung vom
Ausmaß des damals mög -
lichen Zusammenbruchs. Es
wäre eine kaum vorstellbare
Katastrophe geworden.
SPIEGEL: Hätten die Geldau-
tomaten noch funktioniert
nach diesem 8. Oktober? 
Brown: Ich mag das nicht beschwören. Die
Menschen wären in Panik verfallen und hät-
ten ihre Guthaben abheben wollen. Aber
was mich damals am meisten sorgte, war
der komplette Mangel an Führung, sowohl
bei den Banken als auch den Regierungen. 

* Gordon Brown: „Was folgt. Wie wir weltweit neues
Wachstum schaffen“. Campus Verlag, Frankfurt am
Main; 376 Seiten; 24,90 Euro.
Das Gespräch führten die Redakteure Marco Evers und
Christoph Pauly.

SPIEGEL: Am Morgen jenes Tages kündig-
ten Sie die Rekapitalisierung maroder
Banken an. Sie steckten Milliarden an öf-
fentlichen Mitteln in die Geldhäuser, was
einer Verstaatlichung gleichkam. Heute
werden Sie dafür als Nothelfer gepriesen.
Aber woher wussten Sie damals, dass dies
funktionieren würde?
Brown: Ich wusste es nicht. Ehrlich gesagt:
Es war ein Vabanquespiel. Kein Land hat-
te das je zuvor gemacht. Aber es funktio-

nierte. Innerhalb von Tagen
sind die Regierungen der
meisten großen Staaten un-
serem Beispiel gefolgt.
SPIEGEL: Kurz zuvor hatte
der damalige deutsche
 Finanzminister Peer Stein-
brück doch noch darauf be-
harrt, dass der Schlamassel
ein rein angelsächsisches
Problem sei.
Brown: Natürlich waren die
US-Immobilienrisiken der
Auslöser der Krise. Doch
die Leute hatten noch nicht
verstanden, dass die Hälfte
der US-Ramschpapiere an
europäische Banken ver-
kauft worden waren. Die
hatten nicht genug Kapital,
aber jede Menge Schrott in
ihren Bilanzen.
SPIEGEL: Telefonierten Sie
mit Angela Merkel?
Brown: Regelmäßig. Sie
wusste, wie ich dachte. Mei-
ne Entscheidung am 8. Ok-
tober dürfte sie dennoch
überrascht haben. 
SPIEGEL: Das war ja auch ein
ziemliches Risiko, das Sie
da eingingen.
Brown: Wir wussten nicht,
wie die Märkte und die an-
deren Regierungen reagie-
ren würden. Wenn keiner
uns unterstützt hätte, wäre
es für Großbritannien allein
sehr schwierig geworden.
Aber die Leute hatten rea-
lisiert, dass das US-Ret-
tungsprogramm nicht funk-
tionierte. Dort wurden
 einfach nur faule Vermö-
genswerte der Banken vom
Staat übernommen. Aber

damit hatten die Amerikaner das Pro-
blem der unterkapitalisierten Banken
nicht gelöst. Unser Lösungsansatz war
einfach besser.
SPIEGEL: In den Sommerferien hatten Sie
Schmöker zur Großen Depression ge-
wälzt. Hat das geholfen?
Brown: Ich wusste, dass Geld- und Fiskal-
politik zusammenarbeiten mussten. Es
musste letztlich ganz viel Geld gedruckt
werden. Die Staaten mussten die größten
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„Es war ein Vabanquespiel“
Großbritanniens früherer Premierminister Gordon Brown, 60, 

über die gefährlichsten Tage der Weltfinanzkrise und Lehren für die Zukunft
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staatlichen Ausgabenprogramme starten,
die die Welt gesehen hat. Und das Gan -
ze musste, zum ersten Mal in diesem
 Ausmaß, international koordiniert wer-
den.
SPIEGEL: Viele Kritiker halten Ihnen vor,
dass Sie die Krise mitausgelöst haben.
Noch 2005 haben Sie als Finanzminister
vor Managern gesagt, dass eine Regierung
die Geldinstitute mit möglichst wenig Re-
gulierung belästigen sollte.
Brown: Sie müssen die Atmo-
sphäre verstehen, die damals in
Großbritannien herrschte. Wir
hatten eine neue Aufsichtsbe-
hörde installiert, die die Selbst-
regulierung der Londoner City
ersetzt hat. Wir hatten die ver-
schiedenen Aufsichtsbehörden
fusioniert …
SPIEGEL: … aber das Ergebnis
war trotzdem eine kaum fühlba-
re Kontrolle. Die US-Investment-
bank Lehman wusste genau,
weshalb sie viele ihrer Geschäfte
von London aus machte.
Brown: Die Lehman-Banker ha-
ben ihre wahre finanzielle Si-
tuation verschwiegen. Sie kön-
nen nicht die Aufseher dafür
verantwortlich machen, wenn
eine Bank falsche Angaben
über ihre finanzielle Position
macht. Am Ende hätte es wenig
ausgemacht, ob sie ein bisschen
strenger oder schwächer regu-
liert hätten. Was wir nicht be-
rücksichtigt haben, waren die
Abhängigkeiten zwischen den
verschiedenen finanziellen In-
stitutionen. Was bei einer Bank
passiert, hat Auswirkungen für
viele andere.
SPIEGEL: Die Finanzaufseher in
Kanada, Australien oder Schwe-
den haben offenbar besser ge-
arbeitet. Die dortigen Banken
waren kaum getroffen. Müs -
sen Sie sich wirklich nichts vor-
werfen?
Brown: Natürlich wünschte ich
mir, dass ich das System vorher
besser verstanden hätte. An-
fang 2007 machten wir eine
transatlantische Simulation, bei
der auch Leute wie der damali-
ge US-Finanzminister Hank
Paulson oder Ben Bernanke
von der US-Notenbank mitge-
arbeitet haben. Wir schauten uns an, was
passieren würde, wenn eine einzelne
Bank zusammenbrechen würde. Und wir
haben begriffen, dass die Konsequenzen
über die individuelle Bank hinausreichen
würden. Aber wie genau die Verknüpfun-
gen innerhalb des Systems aussehen, ha-
ben wir nicht analysiert. Wir hätten viel
früher ein globales Finanzkontrollsystem
aufbauen sollen.

SPIEGEL: In Brüssel und Berlin haben die
Politiker schon vor der Krise versucht,
eine härtere Regulierung durchzusetzen.
Sie in London haben immer blockiert.
Brown: Das ist ein Missverständnis. Ich
war immer für Intervention, wollte sie
aber auf globalem Niveau erreichen.
Wenn Sie das nur in Europa, aber nicht
in Amerika oder Hongkong, Singapur
und in der Schweiz machen, ziehen die
Banken einfach woanders hin. Die Not-

wendigkeit eines globalen Systems wird
mittlerweile anerkannt. Aber ich sehe mo-
mentan das Problem, dass die globalen
Regeln nicht in allen wichtigen Finanz-
zentren angewandt werden.
SPIEGEL: Es gibt immer jemand, der nicht
mitspielt. Ist diese Forderung nach welt-

* Mit Frankreichs Präsident Nicolas Sarkozy und US-
Präsident Barack Obama am 25. September 2009.

umspannender Aufsicht nicht eine prima
Entschuldigung fürs Nichtstun?
Brown: Bei der Zinssteuer haben wir es
doch auch geschafft. Wenn wir die allein
in Europa gemacht hätten, wären die an-
deren Länder die Profiteure gewesen. Nun
gibt es immerhin einen Austausch von In-
formationen mit Staaten wie den USA,
Liechtenstein oder der Schweiz. Wenn ein-
zelne Finanzzentren der Aufsicht entkom-
men, höhlen sie das ganze System aus.

SPIEGEL: Gute Vorsätze zur Re-
gulierung gab es schon nach 
der Asien-Krise vor über zehn
Jahren.
Brown: Damals habe ich ein
Frühwarnsystem für die Welt-
wirtschaft vorgeschlagen. Das
Finanzsystem sollte transparen-
ter gemacht, die Aufsicht inter-
nationalisiert werden.
SPIEGEL: Aber es geschah wenig.
Auch diesmal könnte es passie-
ren, dass der Krise keine echten
Konsequenzen folgen.
Brown: Es besteht aktuell die
größte Gefahr, dass wir wieder
in den alten Trott verfallen, 
von der übertriebenen Angst
hin zu einer irrationalen Über-
treibung.
SPIEGEL: Der Preis für die Ret-
tung der Banken war für viele
Staaten extrem hoch. Auch Sie
haben Ihrem Nachfolger einen
riesigen Schuldenberg hinter-
lassen.
Brown: Das Defizit ist die
zwangsläufige Folge der Rezes-
sion. Weil der Finanzsektor bei
uns deutlich größer als in ande-
ren Ländern war, hatten wir
auch entsprechend höhere Ver-
luste bei den Steuereinnahmen.
Ich halte die Vorwürfe für un-
gerecht, dass wir mit den Staats-
finanzen verschwenderisch um-
gegangen seien. Wir haben nur
die notwendigen Maßnahmen
unternommen, um aus der Re-
zession zu kommen.
SPIEGEL: Die Wirtschaft in Ihrem
Land schrumpft doch schon
wieder.
Brown: Die Regierung jetzt
kümmert sich eben nicht in
 ausreichendem Maße darum,
dass die Wirtschaft wachsen
kann. 

SPIEGEL: Fühlen Sie sich von den Bankern
eigentlich hintergangen?
Brown: In unseren Familien und der Ge-
sellschaft erwarten wir, dass sich Men-
schen auf bestimmte Weise verhalten.
Wir setzen Vertrauenswürdigkeit voraus,
Integrität, Verantwortungsbewusstsein.
Wie wir jetzt wissen, haben sich die Ban-
ker an anderen Normen orientiert. Irgend-
wie haben sich die globalen Finanzgigan-
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Proteste in London im April 2009: „Ungerechte Vorwürfe“
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Krisenmanager Brown*: „Kompletter Mangel an Führung“
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ten abgekoppelt von den Grundsätzen,
die wir anderen Institutionen abverlan-
gen. Das ist das Problem. 
SPIEGEL: Im Augenblick bezahlen sich die
Banker wieder Boni auf Rekordniveau.
Haben sie das verdient?
Brown: Nicht, wenn sie damit sogar die
Stabilität ihrer Bank gefährden. Wenn die
Londoner Top-Banker im Jahrzehnt vor
der Krise zehn Prozent ihrer Bezüge auf
ein Sicherungskonto eingezahlt hätten,
dann wären da 50 Milliarden Pfund zu-
sammengekommen. Das ist exakt die Sum-
me, die der britische Steuerzahler bereit-
stellen musste, um die Banken zu retten. 
SPIEGEL: Hielten Sie eine zusätzliche Ban-
kensteuer für gerechtfertigt? 
Brown: Ich denke schon. Wir können nicht
fortfahren wie bisher, dass das Finanzsys-
tem der Weltwirtschaft und den einzel-
nen Menschen enorme Risiken aufbürdet
und für diese Risiken nicht einmal auf-
kommt. Wenn sich Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien und die USA einig
sind, könnte es sehr bald eine solche Ban-
kenabgabe geben. Andere Finanzzentren
könnten sich dem später anschließen.
SPIEGEL: Ein frommer Wunsch!
Brown: Politiker müssten nur die Initiative
ergreifen. Die Chancen dazu stehen prin-
zipiell nicht schlecht. Der US-Kongress
hat das Thema debattiert. Frankreichs
Präsident Nicolas Sarkozy sitzt jetzt den
G20 vor. Frau Merkel hat eine besondere
Fähigkeit, für große Projekte weltweit
Unterstützung einwerben zu können.
Aber wir brauchen mehr als nur eine Ab-
gabe. Wir kommen nicht um eine globale
Aufsichtsbehörde für die globalen Finanz-
institutionen herum.
SPIEGEL: Das dürfte noch schwieriger zu
verwirklichen sein.
Brown: Ja, aber andererseits hat jetzt wirk-
lich jeder verstanden, dass von Banken
gravierende Risiken ausgehen können.
Um die zu beherrschen, müssen wir wei-
tergehen. Es reicht nicht mehr, die Zukunft
der Geldinstitute auf nationalem Niveau
zu diskutieren. Wenn wir das tun, enden
wir mit britischen, deutschen und ameri-
kanischen Regeln – und mit Banken, die
alle Länder gegeneinander ausspielen.
SPIEGEL: Ist das nicht das Wesen der Glo-
balisierung?
Brown: Wir sind an einer historischen Zä-
sur. So wie die Industrialisierung im 19.
Jahrhundert dazu geführt hat, dass lokale
Institutionen durch nationale ersetzt wer-
den mussten, so stehen wir jetzt vor der
Notwendigkeit, dass infolge der Globali-
sierung die nationalen Institutionen durch
größere abgelöst werden müssen. Wir
müssen global denken und handeln.
Wenn wir das nicht schaffen, werden wir
unsere Probleme nicht lösen – nicht bei
den Banken, der Umwelt, beim interna-
tionalen Terror oder der Sicherheit.
SPIEGEL: Mister Brown, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.

Wie schön war es, als die Putz -
karren der Berliner Straßen -
reinigung noch aus schwerem

Eisen bestanden. Da gab es wenigstens
keine Diskussion darüber, wer die Dinger
bedient: Männer natürlich.

Seit geraumer Zeit aber sind die Geräte
aus Leichtmetall. Die Gehwege werden
mit Aufsitzkehrmaschinen gefegt, Laub
mit dröhnenden Bläsern zusammengepus-
tet und Papierfitzelchen mit mechani-
schen Greifern geschnappt. Igitt war ges-
tern – und vor allem: Es braucht eigent-
lich keine muskelbepackten Rambos
mehr für die Straßenreinigung. 

Neuerdings dürfen sich in der Haupt-
stadt auch Frauen die Finger schmutzig
machen – seit Vera Gäde-Butzlaff, 56,
Chefin der Berliner Stadtreinigungsbe-
triebe (BSR) geworden ist.

Als die frühere Richterin und Staats -
sekretärin vor acht Jahren als Vorstand
antrat, übernahm sie zunächst die Ver-
antwortung für die Abfalllogistik und Ab-
fallentsorgung, später auch für die Stra-
ßenreinigung. Und jeden Tag sah sie beim
Gang über den Betriebshof Hunderte von
Menschen in grellorangefarbenen Arbeits-
anzügen zum Dienst ausrücken. Hunder-
te von Männern. 

Normal war das nicht, fand zumindest
Gäde-Butzlaff. Warum gab es hier keine
Frauen? 

Noch bevor sie bei der Stadtreinigung
anfing, hatte sie selbst die Mechanismen
der Männerwirtschaft zu spüren bekom-
men. Sie hatte von der Stellenausschrei-
bung erfahren und sich bei den Headhun-
tern gemeldet. Ein Vorgespräch lief bes-
tens. Doch dann hörte sie nichts mehr.

Eines Tages erfuhr sie zufällig beim
Small Talk, dass den BSR nun drei
 männliche Anwärter präsentiert werden.
Schade eigentlich, erzählte ihr Gesprächs-
partner, denn es habe wohl auch eine
kompetente Bewerberin gegeben. Aber
so einen Männerladen könne man ja
 unmöglich von einer Frau führen lassen.

Verstimmt griff Gäde-Butzlaff zum
 Telefon, informierte die Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerseite bei den BSR – und
wurde eilends nachnominiert. Sie er-
schien bestens präpariert und bekam den
Job. Machte ihn sehr gut. Und wurde
2007 Vorstandsvorsitzende.

Sie hatte es geschafft. Ohne Quote. Nur
zu gern hätte sie es dabei belassen.

„Ich hatte ganz andere Themen als die
Frauenfrage.“ Doch bei jedem Interview
wurde sie dazu gelöchert. „Ich musste
mich erst aufraffen, das Thema ernst zu
nehmen. Ich war lange gegen die Quote.
Aber wenn man gezwungen wird, sich mit
den Fakten auseinanderzusetzen, sieht
man das schnell anders. Fakt ist: Seit zehn
Jahren hat sich rein gar nichts verbessert.“
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G L E I C H S T E L L U N G

Flotte Feger am Riesenrüssler
Für die Berliner Stadtreiniger war klar, dass nur harte 

Kerle ihren Job machen können. Dann übernahm ausgerechnet
eine Frau den Chefposten – und führte die Quote ein.
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BSR-Chefin Gäde-Butzlaff: „Ich musste mich erst aufraffen, das Thema ernst zu nehmen“


